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Gute Stimmung beim Neumitglieder
konvent. Wer in die SPD eintritt, 
möchte meist auch aktiv werden. Der 
Landesverband hat erstmals einen Ar
beitskreis Neumitglieder gegründet.

DIE NEUEN 
MÖCHTEN 
ANPACKEN

D ie SPD Schles-
wig-Holstein ist 
etwas Besonderes. 

Landesvorsitzender Ralf Steg-
ner hob beim Neumitglieder-
konvent am 13. September 
die programmatische Vorrei-
terrolle des Landesverbandes 
hervor. Rund 80 Genossin-
nen und Genossen, die in den 
Jahren 2013/2014 Mitglied 
geworden sind oder beim 
Neumitgliederreport mit-
gemacht hatten, waren ins 
„Alte Stahlwerk“ Neumüns-
ter gekommen, um über ihre 
Erwartungen an die Partei zu 
sprechen.

„Mitmachen heißt auch 
Kritik üben,“ ermunterte 
Ralf Stegner die Anwesen-
den. Die neuen Mitglieder 
sind nicht durchweg junge 
Leute. Der Landesvorsitzen-
de sieht das auch als Chance: 
„Die Jüngeren bringen neu-
en Schwung mit, die Älteren 
können viel Lebenserfah-
rung einbringen.“

Jelte Poppinga, Mitglied 
seit gut einem Jahr, gab in 
einer kurzen Talkrunde erste 
Erfahrungen zum Besten. Im 
Europawahlkampf habe es 
viele positive Rückmeldun-
gen gegeben. Er empfahl, mit 

nen und Teilnehmer an acht 
Tischen Fragestellungen von 
der eigenen Rolle in der SPD 
bis zur Europapolitik. Alle 
Gedanken und Ideen wur-
den protokolliert und wer-
den später ausgewertet.

„Man fühlt sich gehört“, 
fasste Katrin Stegemann 
aus Kronshagen nach der 
Veranstaltung ihre Eindrü-
cke zusammen. Sie konnte 
ihre Meinung sagen und 
Verbesserungsvorschläge 
machen. Die Kontakte zu an-
deren Neumitgliedern seien 
hilfreich gewesen. Marlies 
Rueck aus Kattendorf fand 

den Konvent motivierend 
und möchte auch über den 
Ortsverein hinaus mehr tun.

Zum Abschluss der Ver-
anstaltung wurde der „Ar-
beitskreis Neumitglieder“ 
gegründet. Er soll den neu 
Eingetretenen eine bessere 
Vernetzung ermöglichen. 
Der Arbeitskreis wird sich 
mit Unterstützung der Lan-
desgeschäftsstelle selbst or-
ganisieren.

Ralf Stegner fühlt sich 
durch den Neumitglieder-
konvent ebenfalls motiviert: 
„Natürlich werden wir so-
was regelmäßig machen.“ n

FORTSETZUNG ERFOLGREICHER BILDUNGSPOLITIK

Talkrunde: Neumitglied Jelte Poppinga (2. v.r.) stand mit Ministerpräsident Torsten Albig (rechts) und Neu-
münsters Kreisvorsitzender Kirsten Eickhoff-Weber auf der Bühne. Mitte: Moderatorin Brit Harder.

Britta Ernst über
nimmt die Leitung 
des Bildungsmi
nisteriums. Die 
neue Ministerin 
ist von den In
halten des Koa
litionsvertrags 
überzeugt. Inklusi
on bleibt ein zen
trales Thema für 
die kommenden 
Jahre.

V ier Tage nach dem 
Rücktritt von Wal-
traud Wende stellte 

Ministerpräsident Torsten 
Albig die neue Schulminste-
rin vor. „Britta Ernst ist eine 
erfahrene Politikerin mit 
profunden Kenntnissen der 
Bildungspolitik und verfügt 
über eine eingehende Pla-
nungs- und Leitungserfah-
rung. Bildungspolitik ist und 
bleibt zentraler Schwerpunkt 
dieser Landesregierung, poli-
tisch aber auch finanziell mit 
enormen Investitionen in 
die Unterrichtsversorgung“, 
sagte Torsten Albig bei der 
Vorstellung des neuen Kabi-
nettsmitglieds.

Diskussionsrunden an die 
Schulen zu gehen. Minister-
präsident Torsten Albig ap-
pellierte: „Einfach machen!“ 
Die Partei dürfe nicht in den 
Hinterzimmern bleiben: 
„Wir brauchen eine anfass-
bare, erlebbare Partei!“ Neu-
münsters Kreisvorsitzende 
Kirsten Eickhoff-Weber er-
munterte zur Mitarbeit: „Die 
SPD ist so bunt, dass jeder 
mit seinen Talenten einen 
Platz finden kann.“ Neumit-
glieder sollten sagen, was sie 
wollen und was sie können.

Als „World Café“ widme-
ten sich die Teilnehmerin-
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Britta Ernst lobte die bil-
dungspolitischen Schwer-
punkte im Koalitionsvertrag. 
Die Unterrichtsversorgung 
habe einen ganz hohen Stel-
lenwert. Inklusion werde 
ein wichtiges Thema der 
nächsten Jahre sein. „Politik 
wird bei mir nicht am grü-
nen Tisch im Ministerium 
gemacht. Ich werde sehr dia-
logorientiert arbeiten“, kün-
digte die Ministerin an.

Der SPD-Landes- und 
Fraktionsvorsitzende Ralf 
Stegner bezeichnete Britta 
Ernst als eine ausgezeichne-
te Wahl. Sie sei eine ausge-
wiesene Bildungsexpertin 
und verfüge über langjähri-

ge parlamentarische Erfah-
rung. „Gemeinsam mit Brit-
ta Ernst und weiterhin im 
Dialog mit den Bürgerinnen 
und Bürgern im Land wollen 
wir unsere erfolgreiche Bil-
dungspolitik weiterentwi-
ckeln, die kein Kind zurück-
lässt“, sagte Ralf Stegner.

Mit dem personellen 
Wechsel ist eine Verände-
rung der Ressortaufteilung 
verbunden. Der Wissen-
schaftsbereich mit den Uni-
versitätskliniken wird künf-
tig dem Sozialministerium 
angegliedert, die berufliche 
Bildung wechselt vom Wirt-
schafts- zum Bildungsres-
sort. n

Noch am Tage ihrer Ernennung 
stellte sich Bildungsministerin 
Britta Ernst im Landesparteirat 
vor.
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WAFFEN SCHAFFEN 
KEINEN FRIEDEN
Der Bundestag hat am 1. September Waffenlieferungen an 
die kurdischen Peschmerga zugestimmt. Der friedenspoli
tische Leitantrag des Landesvorstands für den Landespar
teitag am 27. September fordert dagegen das Verbot von 
Waffenlieferungen in Krisengebiete. Ralf Stegner, SPDLan
desvorsitzender und stellvertretender Parteivorsitzender, 
erläutert die Position des Landesvorstands.
Hättest Du im Bundestag 
mit der Fraktion für die 
Waffenlieferungen ge-
stimmt?

Nein. Denn wer Waffen 
liefert, weiß nie, gegen wen 
diese später einmal gerich-
tet werden. Werden sie zum 
Beispiel im Kampf für einen 
unabhängigen kurdischen 
Staat benutzt werden? Und 
was bedeutet das für den 
irakischen Zentralstaat oder 
die Türkei? Unabhängig da-
von unterstütze ich Sigmar 
Gabriel, wenn er sagt, dass 
grundsätzlich keine Waffen 
in Krisengebiete und Dikta-
turen geliefert werden dür-
fen. Deutschland sollte eher 
weniger Rüstungsgüter ex-
portieren – stattdessen soll-
ten wir mehr in der Entwick-
lungszusammenarbeit tun. 
Mit dieser Position erhalte 
ich viel Unterstützung aus 
der Partei, unter anderem 
auch von Egon Bahr.

Wie sollte man dem Völ-
kermord des „Islamischen 
Staat“ ohne Waffenexporte 
begegnen?

Was die IS-Milizen tun, 
sind mit Sicherheit grausa-
me Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Wenn Men-
schen auf brutale Weise ver-
folgt und ermordet werden, 
kann uns das nicht unbe-
rührt lassen. Und natürlich 
müssen wir den Verfolgten 
und Opfern der Terrormili-
zen des Islamistischen Staa-
tes helfen, da gibt es keine 
Alternative. 

Die militärische Hilfe 
sollten vor allem die Ameri-
kaner übernehmen, die mit 
dem Irak-Krieg eine beson-
dere Verantwortung für die 
Krise haben. Damals ließ die 
Bush-Administration all die 
Strukturen im Irak zerstö-
ren, die jetzt fehlen, um den 
IS-Terrormilizen Einhalt zu 
gebieten. Auch Deutschland 

kann viel tun und muss Ver-
antwortung übernehmen 
– allerdings im zivilen Be-
reich. Wir sollten uns nicht 
zur Kriegspartei machen!

Hat Deutschland, das von 
den Alliierten von den 
Nazis befreit wurde, nicht 
eine besondere Verant-
wortung, wenn Menschen 
von einem Terrorregime 
bedroht werden?

Das ist ganz sicher der 
Fall. Aber diese Verantwor-
tung besteht zuallererst da-
rin, sich für Diplomatie und 
Vermittlung einzusetzen. 
Am besten wie Frank-Walter 
Steinmeier, der unermüdlich 
diplomatisch für Frieden 
und Entspannung arbeitet. 
Willy Brandt hat gesagt: 
„Frieden ist nicht alles, aber 
ohne Frieden ist alles nichts.“ 
Die SPD ist eine Friedenspar-
tei. Das bedeutet aber nicht, 
dass wir radikalpazifistische 

Auffassungen vertreten. 
Deutschland verdankt Frie-
den und Freiheit dem militä-
rischen Einsatz der alliierten 
Streitkräfte. Heute sollte die 
Frage, ob die Völkergemein-
schaft in Krisengebieten ein-
greift, von den UN entschie-
den werden.

Müssen Waffenlieferungen 
aus Anlass einer kon-
kreten Bedrohung nicht 
anders beurteilt werden 
als Rüstungsexporte der 
Industrie?

Das Ergebnis ist doch das 
gleiche, nämlich dass mehr 
Waffen auf dem Markt sind 
und auch eingesetzt werden. 
Der Grundsatz deutscher 
Exportpolitik muss bleiben: 
Keine Waffen in Spannungs-
gebiete und Diktaturen. Da 
müssen wir auch die Frage 
stellen: Was ist mit Sau-
di-Arabien? Was ist mit Ka-
tar? Ich frage auch: Was ist 
mit Israel? Ich bin sehr der 
Meinung, dass wir für die 
Sicherheit Israels eine große 
Verantwortung haben. Es ist 
aber nicht mein Eindruck, 
dass Waffen im Nahen Osten 
dazu beitragen, das Problem 
zu lösen. Jetzt geht es darum, 
endlich eine Zweistaatenlö-
sung hinzubekommen. Auf 

Rüstungsexporten liegt kein 
Segen.

Kann die Entscheidung für 
Waffenexporte über diesen 
Einzelfall hinaus wirken?

Davor warne ich. Wenn 
jetzt Verteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen 
fordert, Tabus in der Außen- 
und Sicherheitspolitik zu 
brechen, sage ich deutlich: 
Das ist ein Kurs, der mit der 
SPD nicht zu machen ist. 
Welche Tabus sollen wir 
denn bitte brechen? Wir wol-
len keine stärkere Militär-
logik! Und Herr de Maizière 
sagt: Waffenlieferungen ja, 
Aufnahme von Flüchtlingen 
nein. Das ist das Gegenteil 
sozialdemokratischer Über-
zeugung. Mich erschreckt 
das.

Sollten Waffen- oder Rüs-
tungsexporte künftig von 
der Zustimmung des Bun-
destages abhängig sein?

Ich bin der Meinung: 
Wenn Deutschland Kriegs-
waffen an andere Länder 
liefert, geht uns das alle 
etwas an. Deshalb sollten 
Rüstungsexporte und Waf-
fenlieferungen der Zustim-
mung des Deutschen Bun-
destages bedürfen. n

Ralf Stegner: Keine Waffen in Spannungsgebiete und Diktaturen!

DISKUSSION AN DER BASIS
Die Entscheidung über 
Waffenlieferungen in 
den NordIrak ist um
stritten, die Meinungs
bildung noch nicht 
abgeschlossen.

F ranz Thönnes, 
SPD-Bundestagabge-
ordneter und stellver-

tretender Vorsitzender des 
Auswärtigen Ausschusses 
des Deutschen Bundestages, 
diskutierte am 4. September 
in Kayhude mit SPD-Mitglie-
dern über Waffenexporte. 
Die SPD-Fraktion hatte kurz 
zuvor mehrheitlich Waffen-
lieferungen zugestimmt. „Es 

bleibt eine gewisse Skepsis“, 
räumte der Abgeordnete ein. 

In der Vergangenheit ha-
be es einen Mangel an Trans-
parenz gegeben, kritisierte 
Franz Thönnes. Die Debatte 
über die Lieferungen in den 
Irak sei den Abgeordneten 
sehr wichtig gewesen, ob-
wohl die Entscheidung der 
Regierung vorbehalten war. 
Im Vordergrund stehe die 
humanitäre Hilfe für die 
Menschen in der Region. 

In der Diskussion wur-
den auch gegenteilige Mei-
nungen laut. Zu groß sei die 
Gefahr dass die gelieferten 
Waffen im Laufe des Kon-
flikts gegen Unbeteilig-

te gerichtet werden. Eine 
Grundsatzdebatte über die 
deutsche Außen- und Sicher-
heitspolitik habe erst begon-
nen, meinte der Parlamenta-
rier. n
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Franz Thönnes (rechts) mit Mo-
derator Uwe Gade.
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Liebe Genossinnen und Ge-
nossen, 

die letzten Monate wa-
ren in Schleswig-Holstein 
geprägt von einer Debatte 
um unsere Bildungspoli-
tik sowie den Angriffen 
der Opposition auf die Bil-
dungsministerin der rot-
grün-blauen Koalition, 
Wara Wende. Dabei hat sich 
die öffentliche Darstellung 
stark auf die Diskussion um 
ihr Rückkehrrecht an die 
Universität Flensburg und 
das eröffnete staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungs-
verfahren konzentriert. 
Die Taktik der Opposition 
aus CDU und FDP lautete: 
„Wenn man lange genug 
mit Dreck wirft, wird schon 
etwas kleben bleiben.“ 

Diese Angriffe haben 
aber auch und gerade eine 
politische Dimension. Die 

Angriffe verfolgten vor al-
lem ein Ziel: Die Bildungs-
politik, die sich an unse-
rem Koalitionsvertrag und 
unserem Wahlprogramm 
orientiert, soll diskreditiert 
und zu Fall gebracht wer-
den. Denn diese Politik hat 
Wara Wende ausgespro-
chen konsequent und er-
folgreich umgesetzt. Jetzt 
bereits, zur Halbzeit der Le-
gislaturperiode,  kann die 
Landesregierung eine be-
eindruckende Zwischenbi-
lanz in der Bildungspolitik 
vorweisen.

Ob bei der Novellie-
rung des Schulgesetzes, 
der Genehmigung neuer 
Oberstufen oder der lange 
überfälligen Reform der 
Lehrerausbildung – die Bil-
dungspolitik unserer Regie-
rungskoalition folgt einem 
klaren Ziel: Wir müssen 
jedem Kind die Möglich-

keit zum bestmöglichen 
Schulabschluss eröffnen. 
Die Schikanen gegen die 
G e me i n s c h a f t ss c hu le n 
wurden beendet, länge-
res gemeinsames Lernen 
wird mehr und mehr Rea-
lität in Schleswig-Holstein. 
Gleichzeitig haben wir 
einige schwere Fehler der 
schwarz-gelben Vorgänger-
regierung korrigiert und 
den Kahlschlag bei den Leh-
rerstellen und die Diskri-
minierung der dänischen 
Schüler beendet. 

Dies alles stieß auf den 
erbitterten Widerstand 
der Opposition und das 
wird auch weiter so sein. 
Aber eine Kehrtwende in 
der Bildungspolitik wird 
es auch mit unserer neuen 
Bildungsministerin Britta 
Ernst nicht geben. Wir ha-
ben vor der Wahl den Po-
litikwechsel versprochen 

– nach der Wahl halten wir 
unser Versprechen ein. Un-
ser oberstes bildungspoli-
tisches Ziel besteht darin, 
sozialen Aufstieg durch Bil-
dung zu ermöglichen und 
gleiche Chancen auf gute 
Bildung für alle zu verwirk-
lichen. Kein Kind darf zu-
rückgelassen werden!

Herzlich, euer Ralf Stegner 
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KEIN KIND ZURÜCKLASSEN!
Die Landesregierung hat 
den Entwurf des Haushalts-
planes 2015 in den Landtag 
eingebracht. Er wird vor-
aussichtlich in der Dezem-
ber-Tagung beschlossen. Das 
Zahlenwerk hat ein Volumen 
von 10,2 Milliarden Euro. Nur 
98 Millionen Euro soll die 
Aufnahme neuer Schulden 
im nächsten Jahr betragen. 
484 Stellen werden abge-
baut, das führt zu Einspa-
rungen in Höhe von mehr als 
22 Millionen Euro.

„Dieser Haushaltsent-
wurf zeigt, dass die Koalition 
die Landesfinanzen konso-
lidiert, die Schuldenbremse 
deutlich einhält und aus heu-
tiger Sicht das Ziel, bis 2020 
das strukturelle Defizit abzu-
bauen, erreicht wird“, sagte 
Fraktionsvorsitzender Ralf 
Stegner. Die gute Konjunktur 
helfe, die Neuverschuldung 
zu reduzieren und schaffe 
Spielraum zur politischen 
Gestaltung.“ n

HAUSHALT 2015
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TERMINE

n 11. Oktober, 14.00 Uhr
Vollversammlung Schwusos 
Schleswig-Holstein. Rendsburg, 
SPD-Kreisgeschäftsstelle
n 28. Oktober, 19.00 Uhr
Der Mindestlohn kommt! Wie 
geht es weiter? Fraktion vor Ort 
mit Gabriele Hiller-Ohm, MdB. 
Lübeck, K-Punkt.
n 30. Oktober, 19.00 Uhr
Runder Tisch „Wählen gehen!“ 
mit Gabriele Hiller-Ohm, MdB. 
Lübeck, Verwaltungszentrum 
Mühlentor, Haus „Trave“.
n 30. Oktober, 
Hochwasserschutz, Fraktion vor 
Ort mit MdB Dr. Nina Scheer. 
Lauenburg.
n 1. November, 10 Uhr 
Ordentliche Landeskonferenz der 
AG SelbstAktiv.
n 8. November, 11 Uhr 
Kommunale Bildungskonferenz, 
AfB und SPD-Landtagsfraktion,
Kiel, Landeshaus, Anmeldung: 
b.janusczok@spd.ltsh.de

WIR GRATULIEREN 
IM OKTOBER
ZUM 95. GEBURTSTAG:
Else Koitzsch, Tolk
Karl-Heinz Ramm, Kiel
Willi Seewe, Bad Schwartau
Ingeborg Siglow, Hohenlockstedt
ZUM 94. GEBURTSTAG:
Willi Köster, Neumünster
ZUM 93. GEBURTSTAG:
Oskar Baumgarten, Fehmarn
Siegfried Walpuski, Molfsee
ZUM 92. GEBURTSTAG:
Erwin Jakob, Lübeck
Kurt Schulz, Eckernförde
Hildegard Seeger, Norderstedt
ZUM 91. GEBURTSTAG:
Hans Barow, Kiel
Katharina Frisch, Plön
Ursula Key, Reinbek
Anita Schulz, Fockbek
ZUM 90. GEBURTSTAG:
Arthur Kroeger, Schenefeld
Ursula Nölle, Oststeinbek
Hedwig Quetschlich, Lübeck
Wilma Witt, Damp
Herbert Zschunke, Neumünster

Mit Shalegas-Fracking 
reduziert insbesondere 
Nordamerika zunehmend 
Energieimportabhängigkeit. 
Auch in Deutschland wird 
seit Jahrzehnten gefrackt, 
bisher aber nur in Sandge-
steinsschichten, sogenann-
tes Tightgas-Fracking. Für 
ein solches „konventionelles 
Fracking“ bedarf es weni-
ger Bohrlöcher und weniger  
Chemie. Aber auch hier gibt 
es Umweltbelastungen. 

Viele Fragen – nicht nur 
zum Fracking

Für viele Menschen ist 
ein Verbot unkonventionel-
len Frackings nicht weitge-
hend genug. Genau genom-
men betreffen die hiermit 
angesprochenen Fragestel-
lungen aber nicht allein die 
verschiedenen Fracking-For-
men, sondern jedweden 
berg baulichen Eingriff zur 

GESUNDHEIT  VOR  PROFIT

T rinkwasser und Ge-
sundheit haben ab-
soluten Vorrang. Dies 

haben Umweltministerin 
Barbara Hendricks und Wirt-
schafts- und Energieminister 
Sigmar Gabriel in einem Eck-
punktepapier auf Grundlage 
des Koalitionsvertrages klar-
gestellt. 

In diesem Sinne soll Fra-
cking in Schiefergesteins-
schichten, auch „unkon-
ventionelles Fracking“ oder 
Shalegas-Fracking genannt, 
für die kommenden Jahre 
mit Blick auf heute nicht ab-
sehbare Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt verbo-
ten werden – bis weitere Er-
kenntnisse weitere Schritte 
zulassen. Unter Fracking ver-
steht man das unterirdische 
Aufsprengen von Gesteins-
schichten unter Einsatz von 
Chemikalien zur Gewin-
nung von Erdöl und Erdgas. 

fossilen Ressourcengewin-
nung. 

Welche Eingriffe lassen 
sich im Zuge der Energie-
wende heute und morgen 
noch rechtfertigen? Welche 
Kriterien sind bei einem Fra-
cking-Verbot anzulegen, die 
nicht willkürliche und da-
mit verfassungswidrige Ab-
grenzungen enthalten? Wird 
nur der Einsatz von Chemie 
ausgeschlossen – was pas-
siert mit dem durch Erden 

INTERNET:

EINE PLATTFORM 
FÜR DISKUSSIONEN 
SAMMELT IDEEN

H ier können alle 
mitreden: Auf der 
Plattform des Ar-

beitskreises Digitale Gesell-
schaft werden immer wieder 
Anträge und Positionspapiere 
zur Diskussion gestellt. Auf 
der Startseite gibt es eine 
Übersicht der aktuellen und 
abgelaufenen Diskussionen. 
Klickt man einen Antrag an, 
kann man jeden Absatz ein-
zeln kommentieren – bisher 
ist dazu nicht einmal eine 
Anmeldung nötig.

Darüber hinaus hat der 
Landesvorstand im Januar 
beschlossen, ein Online-An-
tragsrecht auszuprobieren. 
Jeder Kommentar, der die 
Form eines regulären Än-
derungsantrags hat, wird 
als Änderungsantrag in die 

Parteitagsdiskussion über-
nommen. Aber keine Angst: 
Schon durch die Antrags-
kommission dürfte sicher-
gestellt sein, dass allzu ab-
seitige Forderungen keinen 
Parteitag blockieren.

Über den Antrag „Frie-
denspolitik heute“ wurde in 
den letzten Wochen fleißig 
diskutiert. Rund 50 Anmer-
kungen und Ideen wurden in 
die Debatte um die zukünfti-
ge außenpolitische Ausrich-
tung der SPD eingebracht. 
Viele davon sind in die Über-
arbeitung eingeflossen.

Damit bietet die SPD 
Schleswig-Holstein ihren 
Mitgliedern ein weiteres 
Werkzeug für digitale Par-
teiarbeit. 

Link: http://spd.sh/mitreden

oder fossile Rohstoffe ver-
unreinigten Rückfluss? Wird 
jedwedes Fracking verboten 
– weshalb dann nicht auch 
der Import entsprechend ge-
wonnener Ressourcen oder 
die ebenfalls eingriffsinten-
sive Braunkohleförderung, 
die zudem das Wegbaggern 
ganzer Dörfer verursacht? 

 Lasst uns weiter an der 
Energiewende, am Umstieg 
auf Erneuerbare Energien 
unter Einbeziehung von 
Energieeffizienz und -ein-
sparung arbeiten – damit 
unsere Abhängigkeit von 
fossilen Energien Geschichte 
werden kann! 

Bis dahin sind ein berg-
rechtliches Verbot des un-
konventionellen Frackings 
und darüber hinaus ver-
schärfte Umweltauf lagen, 
die Offenlegung der ver-
wendeten Stoffe, aber auch 
die Ausweitung der Beweis-
lastumkehr, Transparenz 
und kommunale- sowie 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
wichtige unabdingbare erste 
Schritte – auf einem rechtssi-
cheren Weg. n

NEUE BÜCHER

n Der frühere Bundestagsabge-
ordnete ECKART KUHLWEIN hat 
den Streit um den „Transrapid“ 
aufgearbeitet. Die Magnet-
schwebebahn zwischen Ham-
burg und Berlin sollte mitten 
durch die Kreise Stormarn und 
Herzogtum Lauenburg führen. 
„Stoppt Transrapid... und wie das 
gelungen ist.“ Verlag tredition 
GmbH, 8,80 Euro.
n Der langjährige Landtagsabge-
ordnete GÜNTER NEUGEBAUER 
hat seine politische Biografie 
vorgelegt – von der Politisierung 
durch die „68er“ bis zu seinem 
Ausscheiden aus dem Landtag 
2009. „Das Wort hat der Abge-
ordnete Neugebauer“, Hrsg.: 
Gesellschaft für Rendsburger 
Stadt- und Kreisgeschichte,  
350 Seiten, 14,90 Euro. n

Nina Scheer.
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Auf der Linie von SchleswigHolstein: 
Fracking rechtssicher ausschließen!
Von Nina Scheer, MdB

INKLUSION
Schleswig-Holstein befindet 
sich seit 1990 auf dem 
Weg zur inklusiven Schule. 
Im laufenden Schuljahr 
besuchen 64,1 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf allgemein-
bildende Schulen. Nun soll 
der Schwerpunkt auf die 
Verbesserung der Qualität 
der inklusiven Beschulung 
gelegt werden. Dazu hat 
die Landesregierung ein 
Konzept vorgelegt. Die 
Schulen sollen – zunächst 
die Grundschulen, später die 
übrigen Schularten – durch 
zusätzliche schulische As-
sistenzen gestärkt werden. 
Ab dem Schuljahr 2014/2015 
stehen 314 Planstellen zur 
Verfügung. Für Lehrerinnen 
und Lehrer wird es Fort-
bildungsangebote geben, 
damit sie ihre Kompetenzen 
im Umgang mit Hetero-
genität und besonderen 
Förderbedarfen weiterent-
wickeln können. Die Schul-
sozialarbeit wird vom Land 
finanziell abgesichert und 
der schulpsychologische 
Dienst ausgeweitet. n

INTEGRATION 
IST (AUCH) 
LÄNDERSACHE 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
– Julius-Leber-Forum Hamburg 
lädt ein zum Thema „Integration 
ist (auch) Ländersache“ – Schritte 
zur politischen Inklusion von 
Migrantinnen und Migranten in 
Schleswig-Holstein.
Am Montag, 6. Oktober 2014, 
18.00 bis 20.00 Uhr,  Schles-
wig-Holsteinischer Landtag, 
Konferenzsaal, Kiel.
Anmeldung erforderlich über 
FES, Julius-Leber-Forum
Telefon: 040 / 32 58 74-0
Telefax: 040 / 32 58 74-30
E-Mail: hamburg@fes.de


